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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Anbei übersende ich den 

Entwurf eines Sechsten Gesetzes zur Änderung 
des Lastenausgleichsgesetzes 
(Fristenänderungsgesetz) 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Bundes- 
tages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 20. Januar 1956 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Ent- 
wurf keine Einwendungen zu erheben. Er ist der Ansicht, daß das 
Gesetz seiner Zustimmung bedarf. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Dr. h, c. Blücher 


DruUe; Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 



Entwurf eines Sechsten Gesetzes 

zur Änderung des Lastenausgleichsgesetzes 
(Fristenänderungsgesetz) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Lastenausgleichsgesetz vom 14. August 
1952 (ßundcsgesetzbl. T S. 446) in der Fas- 
sung der dazu ergangenen Änderungsgesetze 
wird wie folgt geändert: 

In § 104 Abs. 1 Satz 1, § 116 Abs. 3 Satz 1, 
§ 129 Abs. 5 Satz 2, § 152 Abs. 1, § 156 
Abs. 4 und § 157 Abs. 1 werden die Worte 


B e g r ü 

Bei der Befristung derjenigen Vergünstigun- 
gen auf dem Gebiete der Fiypothekenge- 
wlnnabgabe, durch die der Wiederaufbau 
und die Wiederherstellung der von Kriegs- 
schäden betroffenen Gebäude auf belastetem 
Grundbesitz erleidatert werden sollten, ist 
der Gesetzgeber davon ausgegangen, daß die 
wirtschaftliche Entwicklung es den Eigen- 
tümern gestatten werde, die erforderlichen 
Wiederaufbau- oder Wiederherstellungsmaß- 
nahmen im wesentlichen bis zum Frühjahr 
1956 zum Abschluß zu bringen. Aus diesem 
Grunde wurde in § 104 LAG die Fierabset- 
zung der Abgabeschuld an die Voraussetzung 
geknüpft, daß der Wiederaufbau (die Wie- 
derherstellung) bis zum 31. März 1956 
durchgeführt sein würde. Entsprechend 
wurde der Abschluß der Aufbauvorhaben 
bis zum 31. März 1956 für die Vergünsth 


„bis zum 31. März 1956“ durch die Worte 
„bis zum 31. Dezember 1960“ ersetzt. 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 


düng 

gung des § 116 Abs. 3 LAG vorgeschrieben, 
wonadi das Befriedigungsvorrecht vor der 
öffentlichen Last der Hypothekengewinn- 
abgabe bei Aufbaukrediten zu Zwecken des 
öffentlich geförderten oder steuerbegünstig- 
ten Wohnungsbaus ohne Rücksicht auf die 
Sicherheit der öffentlichen Last zu bewilli- 
gen ist. Endlich hat § 129 Abs. 5 Satz 2 LAG 
die Ausnahmeregelung, auf Grund deren das 
Erlaßverfahren wegen Ertragsschwäche zu- 
gunsten kriegszerstörter Grundstücke in der 
Hand ihres ursprünglichen Eigentümers vor- 
läufig zulässig bleibt, obwohl sich hier der 
Grundstücksertrag nicht mehr nach dem Ge- 
bäudeertrag richtet, ebenfalls bis zum 31. 
März 1956 befristet. Soweit wegen der be- 
sonderen Rechtslage in Berlin (West) die vor- 
stehend genannten Bestimmungen auf das 
Bundesgebiet beschränkt und für Berlin 
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(West) durch entsprechende Vorschriften er- 
setzt oder ergänzt sind, ist in den Ersatz- 
vorschriften die gleiche Fristbestimmung ge- 
troffen (§ 152 Abs. 1, § 156 Abs. 4, § 157 
Abs. 1 LAG). 

Die Annahme, daß der Wiederaufbau (die 
Wiederherstellung) kriegszerstörter Grund- 
stücke mit dem Ablauf der erwähnten Frist 
im wesentlichen beendet sein würde, hat sich 
nicht bestätigt. Bisweilen mag die Verzöge- 
rung auf Tatsachen beruhen, die zu Lasten 
der jeweiligen Eigentümer gehen. Für die 


überwiegende Zahl der Fälle muß jedoch an- 
genommen werden, daß Umstände außer- 
halb des Einflußbereichs der an sich aufbau- 
willigen Eigentümer bisher den Abschluß be- 
reits begonnener oder wenigstens geplanter 
Arbeiten verhindert haben. Es erscheint des- 
halb angezeigt, die Schutzfrist allgemein zu 
verlängern. Um eine nochmalige Änderung 
der Frist zu vermeiden, empfiehlt es sich, den 
Verlängerungszeitraum nicht zu knapp zu 
bemessen. Der Entwurf sieht daher eine Ver- 
längerung bis zum 31. Dezember 1960 vor. 
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